
AMT DER TIROLER LANDESREGIERUNG 
Präsidialabteilung IIIEG-Referat 

Zahl: 1529/2 

An das 
Bundesministerium für äffend. 
Wirtschaft u. Verkehr 

Radetzkystraße 2 
1031 Wie n 

~_ ... --""--
B(~J·7'"EW:NTV\jl~IF 
--I /lf) J.'- l"i'j" . .l. ..... L., ..................... ,:J.t' .......... .. 

Darum: 2 O. FES. 1994 L 
Verte\1t .. 2.O'.! .. ..f.§.Q:.J~ ....... 

dJ SJ~ /(0 jfJE 
sf0(v( e: I :;J 11 

6020 !nnsbruck, am 07.021995 
Landhausplatz 
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Sachbearbeiter: Dr. Biechl 
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Bitte in der Antwort die Ge
schäftszahl dieses Schreibens 
anführen 

Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes zur Errichtung einer "Brenner
Eisenbahn-Planungsgesellschaft"j Stellungnahme 

Zu Zl. 210/827/1-11/1-1994 vom 10. Jänner 1995 

Zum übersandten Entwurf eines Bundesgesetzes zur Errichtung einer 

"Brenner-Eisenbahn-Planungsgesellschaft 11 wird folgende Stellung

nahme abgegeben: 

I. Allgemeines: 

1. Der Entwurf des Bundesgesetzes zur Errichtung einer "Brenner

Eisenbahn-Planungsgesellschaft" wird grundsätzlich befürwortet. 

In diesem Entwurf sollte jedoch deutlich zum Ausdruck kommen, 

daß der Brenner-Eisenbahn-Planungsgesellschaft auch die Durch

führung sämtlicher Vorbereitungsarbeiten bis hin zum eigent

lichen Bau (also etwa das Antragsrecht in diversen Verwal

tungsverfahren, wie es nur in den Erläuterungen zu § 5 zum Aus

druck kommt, oder die Vorsorge für den nötigen Grund, aber auch 

die Ausschreibung und die Vergabe der Bauvorbereitungen bis hin 

zur Baureife des Projektes) obliegt. Diese Aufgaben sollten 1m 

Gesetzestext konkret angeführt werden. In Anbetracht der insge

samt zu besorgenden Aufgaben sollte deshalb auch der Name der 
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Gesel~schaft in "Brenner-Eisenbahn-Gesellschaft" - und analog 

dazu der Titel des Gesetzes - abgeändert werden. 

2. Im Gesetz sollte verankert werden, daß die Planungen samt Vor

bereitungsarbeiten s6 zeitgerecht zu erfolgen haben, daß tun

liehst bis zum 1. Jänner 1997 mit dem Bau des Streckenteiles 

Radfeld - Baumkirchen begonnen werden kann. 

3. Es sollte weiters vorgesehen werden, daß der Brenner-Eisenbahn

Gesellschaft auch der Bau der Hochleistungsstrecke oder von 

Teilen derselben übertragen werden kann, wenn die Genehmigungs

verfahren positiv abgeschlossen sind. 

11. Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen: 

Zu § 1: 

Hier sollten beim ersten Satz nach den Worten "Für die Planung" 

die Worte "und Vorbereitung" eingeschoben werden. Weiters wären

die Aufgaben der Gesellschaft in diesem Paragraph konkret anzu

führen. Schließlich sollte vorgesehen werden, daß grundsätzlich 

dem Bund die Anteile der Brenner-Eisenbahn-Gesellschaft zu 100 % 

vorbehalten sind, wobei Dritten die Möglichkeit zur Beteiligung 

eingeräumt wird. 

Zu § 2; 

In dieser Bestimmung sollte ausdrücklich verankert werden, daß der 

Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr bei der Er

teilung allgemeiner Anweisungen die besonderen Interessen des 

Landes Tirol zu berücksichtigen hat. 

Diese Interessenswahrung ist insofern auch für den Bund von Vor

teil, weil eine Reihe von Verwaltungsverfahren durch das Amt der 

Tiroler Landesregierung abzuwickeln sind und dafür ein besonderes 

Naheverhältnis sicher von Vorteil ist. 

Zu § 4; 

Dieser Bestimmung sollte folgender Satz angefügt werden: 

"Die für 1995 und 1996 erforderlichen Finanzmittel in der Höhe von 

S 800 Millionen sind sicherzustellen." 
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In die Erl~uterungen sollte auch ein Hinweis "auf den Transit

vertrag, nach dem bis zum 1.1.1995 zusätzliche Kapazitäten von 70 

Zügen bzw. auf das Protokoll zum EU-Beitrittsvertrag, nach dem bis 

zum 1.1.2000 noch zusätzlich 50 Züge auf dem österreichischen Teil 

der StreckeOMünchen-Verona bereitgestellt werden müssen, aufge

nommen werden. 

Diese Kapazitätserweiterung kann auf dem Streckenteil Radfeld

Baumkirchen nicht ohne Beeinträchtigung des Nahverkehrs bewältigt 

werden, weil diese Strecke bereits zu 100 % ausgelastet ist. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter einem der 

Parlamentsdirektion zugeleitet. 

Für die Landesregierung: 

Dr. Gstrein 

Landesamtsdirektor 
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Abschriftlich 

An alle Ämter der Landesregierungen 

gesondert aR· die Verbindungs stelle der Bundesländer 
beim Amt der Niederösterr. Landesregierung, Wien 

an das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Wien 

an das Präsidium des Nationalrates, Wien, 25 Ausf. 

an alle National- und Bundesräte in Tirol 

zur gefälligen Kenntnisnahme. 

Für die Landesregierung: 

Dr. G s t r ein 

Landesamtsdirektor 

I . 

2/SN-10/ME XIX. GP - Stellungnahme zu Entwurf (gescanntes Original)4 von 4

www.parlament.gv.at




